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Drucksache IV/ 2839 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

154. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 16. Dezember 1964 

155. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 17. Dezember 1964 

I. Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

Abgeordneter Sieht die Bundesregierung — nachdem, wie 
Dröscher aus der Beantwortung meiner Frage VII/5 

auf Drucksache IV/2810 am 10. Dezember 1964 
hervorgeht, keine gesetzliche Hilfe in Aus- 
sicht steht — eine Möglichkeit, die Lebens- 
versicherungsgesellschaften zu veranlassen, 
als freiwillige Leistung einen gemeinsamen 
Fonds zu bilden, aus welchem den alten 
Mitbürgern, die ihren Lebensabend durch 
jahrzehntelang bezahlte Lebensversicherungen 
materiell gesichert wähnten und dann durch 
das Fälligwerden der Versicherungssummen 
etwa in den Jahren 1945 bis 1955 schwer 
benachteiligt wurden, eine angemessene Hilfe 
gewährt werden könnte? 

II. Geschäftsbereich des Bundesministers für 

das Post- und Fernmeldewesen 

Abgeordneter Ist der Bundespostminister bereit, für Notrufe 
Dr. Müller-Emmert (Überfall, Verkehrsunfall, Feuer, Rettungs- 
dienst, Erste Hilfe) Gebührenfreiheit einzu- 
führen? 

III. Geschäftsbereich des Bundesministers für 

gesamtdeutsche Fragen 

III. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung — im Gegensatz 

Liehr zu der in der Ausgabe vom 1. Dezember 

der „Politisch-Sozialen Korrespondenz“ erho- 
benen Behauptung — bereit, erneut festzu- 
stellen, daß auch die erste Passierscheinüber- 
einkunft in völligem Einvernehmen zwischen 
ihr und dem Senat von Berlin sowie mit 
Zustimmung der alliierten Schutzmächte zu- 
standegekommen ist? 

III. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den in der 
Liehr „Politisch-Sozialen Korrespondenz“ vom 1. De- 

zember 1964 erhobenen Vorwurf zurückzuwei- 
sen — und damit einer Legendenbildung ent- 
gegenzuwirken — , wonach der Senat von 
Berlin für den von östlicher Seite verfügten 
Geldumtauschzwang verantwortlich zu machen 
sei? 
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III, 3. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
Liehr Hinweisschilder „Zonengrenzübergang 41 — im 

Lübecker Stadtbereich — am Kontrollpunkt 
Schlutup für viele Reisende Verärgerung ent- 
steht, weil sie, entgegen ihrer Erwartung, diese 
Reiseroute nicht benutzen können, um nach 
West-Berlin zu gelangen, sondern dieser Kon- 
trollpunkt nur passierbar ist, wenn man vor- 
übergehend im Bereich der SBZ verbleiben 
will? 


IV. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

IV. 1 . Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, in denen mitge- 
Sänger teilt wird, daß die Bundesregierung zum Bau 

des Euphrat-Dammes die Gewährung oder Be- 
reitstellung einer Entwicklungshilfe oder un- 
mittelbaren Bauhilfe erwägt, die bis zu einer 
Milliarde Deutsche Mark betragen soll? 

IV. 2. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Botschafter der Bundesre- 
Sänger publik in Syrien berichtet hat, die syrische 

Regierung erwäge die Möglichkeit der Auf- 
nahme diplomatischer Beziehungen (oder die 
Anerkennung als Staat) mit der sowjetisch 
besetzten Zone Deutschlands für den Fall, daß 
die erwartete Hilfe von einer Milliarde Deut- 
sche Mark von der Bundesregierung nicht 
gewährt werden sollte? 

IV. 3. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung die Gewährung 
Sänger einer Hilfsmaßnahme irgendeiner Art wegen 

der Befürchtung von Rückwirkungen im arabi- 
schen Raum, die für den Fall einer Ablehnung 
der in Fragen IV/1 und 2 genannten finanzi- 
ellen Hilfen drohen könnten? 

IV. 4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Nachrichten 
Dr. Rinderspacher der Deutschen Presseagentur über das Verhal- 
ten deutscher Beamter in Izmir, die dort Gäste 
des deutschen Konsuls waren, zum Anlaß zu 
nehmen, Aufklärung über deutsches Kulturgut 
zu verbreiten? 

IV. 5. Abgeordneter Schadet es nicht dem Ansehen der Bundes- 
Dr. Rinderspacher republik, wenn offizielle Vertreter der Bundes- 
republik im Ausland deutsche Dichter ableh- 
nen, die gerade dort besonders geschätzt wer- 
den? 

IV. 6. Abgeordneter Gehört es zu den Aufgaben deutscher Beamter, 
Dr. Rinderspacher die sidi offiziell im Ausland aufhalten, dort 
demonstrative Aktionen gegen in der ganzen 
Welt anerkannte deutsche Dichter zu veran- 
stalten? 

IV. 7. Abgeordnete Welchen Stand haben die Überlegungen der 
Frau Freyh Bundesregierung zur Errichtung einer deut- 

(Frankfurt) sehen Schule in London erreicht? 
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V. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

V. 1. Abgeordneter Welche Gründe veranlassen die Aufrechter- 
Kahn-Ackermann haltung der 20°/oigen Kürzung von Tagegel- 
dern nach der Reisekostenordnung, wenn der 
Entsandte länger als 14 Tage am gleichen Ort 
verweilt? 

V. 2. Abgeordneter Ist der Bundesinnenminister bereit, im Beneh- 
Dr. Müller-Emmert men mit dem Bundespostminister und den 
Innenministern der Bundesländer einen Koor- 
dinierungsausschuß für die Einführung 
von einheitlichen Notruf-Fernsprechnummern 
(Überfall, Verkehrsunfall, Feuer, Rettungs- 
dienst, Erste Hilfe) einzuberufen? 

V. 3. Abgeordneter Ist es richtig, daß der Bundesinnenminister 
Dr. Müller-Emmert anläßlich der Fragestunde vom 9. Dezember 
1964 erstmalig mit dem Problem der Verein- 
heitlichung der Notruf-Fernsprechnummern 
befaßt wurde, obwohl dem Bundespostministe- 
rium, das bereits seit 10 Jahren diese Angele- 
genheit bearbeitet, bekannt ist, daß eine zu- 
friedenstellende Lösung nur durch ein Zusam- 
menwirken mit dem Bundesinnenministerium 
erreicht werden kann? 


VI. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

VI. 1. Abgeordneter Was hat den Präsidenten d_j Bundesausgleichs- 
Dr. Rutsdike amtes veranlaßt, entgegen der bisher bei 

Gesetzesänderungen geübten Praxis in seinem 
Rundschreiben betr. Überleitungsmaßnahmen 
aufgrund des 17. ÄndG LAG vom 10. Juli 1964, 
Teil I Abschnitt B, zu bestimmen, daß auf- 
grund der Neuregelung durch die 17. Novelle 
hinsichtlich der Schadensfeststellung nach § 13 
FG für Verluste an Betriebsvermögen nur 
positive Bescheide von Amts wegen überprüft 
werden, und daß in der Vergangenheit abge- 
lehnte Anträge aus Anlaß des 17. ÄndG LAG 
nicht von Amts wegen nachzuprüfen sind? 

VI. 2. Abgeordneter Welche Schlußfolgerungen gedenkt die Bun- 
Nellen desregierung aus der Feststellung des Stadt- 

kämmerers der Stadt Bonn zu ziehen, daß die 
derzeitigen finanziellen Schwierigkeiten der 
Stadt vor allem durch Leistungen im Interesse 
des Bundes hervorgerufen worden seien? 

VI. 3. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Nellen die finanzielle Unterstützung der Stadt Bonn 

nach Artikel 106 Abs. 7 GG weiter zu verbes- 
sern? 

VI. 4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dem vom Bon- 
Nellen ner Stadtkämmerer angeregten Etatausgleich 

durch einen Bundeszuschuß näherzutreten? 



Drucksache IV/2839 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


VII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

VII. 1 . Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Versicherungs- 
Riegel träger angewiesen, im Sinne des Urteils des 

(Göppingen) Bundessozialgerichts in Kassel vom 7. April 

1964 Nr. 4 RJ 195/61 zu verfahren, wonach 
Versicherungszeiten, für die eine Beitragser- 
stattung wegen Heirat erfolgt ist, bei der 
Errechnung der Renten zur Anrechnung ge- 
langen? 

VII. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Trägern 

Fritsch der gesetzlichen Rentenversicherung zu emp- 

fehlen, auf die Einrede der Verjährung gemäß 
§ 29 Abs. 3 RVO dann zu verzichten, wenn 
irrtümliche Entscheidungen der Rentenver- 
sicherungsträger zu Verzögerungen von mehr 
als 4 Jahren in der Zuerkennung von Leistun- 
gen führen? 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesre- 
gierung zu ergreifen, um Privatbahnen von 
den Pensionslasten zu befreien, die sie als 
Folge der Renten-Neuregelungsgesetze zu 
übernehmen haben? 

Hält die Bundesregierung — angesichts der 
Notwendigkeit, die rechtliche Stellung der in 
der SBZ wohnenden Deutschen nicht zu ver- 
schlechtern — di^ Entscheidung der Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte für rich- 
tig, die in einem Falle den § 68 Abs. 2 nicht 
zum Zuge kommen lassen will, weil die Be- 
troffene zum Zeitpunkt ihrer zweiten Ehe- 
schließung in der sowjetischen Besatzungs- 
zone wohnhaft gewesen ist? 


VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

VIII. 1. Abgeordneter Warum ist erst jetzt, nach 12 Jahren, eine 
Wolf Entscheidung ergangen, daß die Stadt Quaken- 

brück keine Garnison erhalten soll, obwohl 
der Stadt durch Dienststellen des Bundesver- 
teidigungsministeriums jahrelang Hoffnungen 
darauf gemacht wurden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Stadt 
Quakenbrück in der Hoffnung, Garnisonstadt 
zu werden, erhebliche kommunale Investitio- 
nen vorgenommen hat? 

VIII. 3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch die An- 
Wolf Siedlung von Betrieben auf dem bundeseige- 

nen Gelände die Steuerkraft der Stadt Qua- 
kenbrück zu stärken? 


VIII. 2. Abgeordneter 

Wolf 


VII. 4. Abgeordneter 

Dröscher 


VII. 3. Abgeordneter 

Fritsch 


4 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2839 


VIII, 4. Abgeordneter 

Höhmann 

(Hessisch- 

Lichtenau) 


VIII. 5. Abgeordneter 

Höhmann 

(Hessisch- 

Lichtenau) 


VIII. 6. Abgeordneter 
Höhmann 
(Hessisch- 
Lichtenau) 


VIII. 7. Abgeordneter 
Josten 


VIII. 8. Abgeordneter 
Josten 


VIII. 9. Abgeordneter 

Killat 


VIII. 10. Abgeordneter 

Ertl 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß wäh- 
rend des jüngsten deutsch-amerikanischen 
Manövers „Ritterliches Schwert" am 7. De- 
zember 1964 in Nordhessen Sprengsätze mit 
hochexplosivem Pulver unbewacht zurückge- 
lassen worden sind? 

Will die Bundesregierung bei den zuständigen 
militärischen Dienststellen mit allem Nach- 
druck darauf hinwirken, daß sich Vorkomm- 
nisse wie das in Frage VIII/4 genannte nicht 
mehr wiederholen, namentlich auch im Hin- 
blick auf das schwere Explosionsunglück an 
einer Schule in Hanau? 

War es zulässig, daß bei dem in Frage VIII/4 
genannten Manöver ein Abschleppanzer und 
ein Gefechtspanzer mit einem Gesamtgewicht 
von über 100 Tonnen gleichzeitig die Eder- 
brücke bei Viermünden im Kreis Franken- 
berg passierten, die dadurch erheblich beschä- 
digt wurde? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Stof- 
fe der Uniformen unserer Soldaten und Unter- 
offiziere nicht gleichmäßig in Qualität und 
Farbe sind? 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um die berechtigte Klage über die 
in Frage VIII/7 geschilderte Beschaffenheit der 
Uniformstoffe zu beseitigen? 

Ist die Bundesregierung bereit, den nicht ka- 
sernierungspflichtigen Wehrübenden, die es 
vorziehen, an Stelle einer Hotelunterbringung 
in ihrer in vertretbarer Nähe gelegenen Woh- 
nung Unterkunft zu behalten, statt der bei 
Hotelunterbringung entstehenden Unkosten 
die anfallenden Fahrtkosten zu erstatten? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Diskriminierung des Holzes bei den Ver- 
teidigungsbauten zu beseitigen, die darin zum 
Ausdruck kommt, daß insbesondere bei den 
Unterstellhallen für Kraftfahrzeuge Holz 
grundsätzlich nicht zugelassen wird und beim 
Bau von Ausbildungshallen Holzkonstruktio- 
nen bei den Ausschreibungen nicht berücksich- 
tigt werden? 


IX. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

IX. 1. Abgeordneter Ist dem Bundesverkehrsministerium bekannt, 
Faller daß sich die oberelsässische Kammer für Han- 

del und Industrie in Mülhausen und die Indu- 
strie- und Handelskammer Hochrhein in 
Schopfheim in einer gemeinsamen Sitzung für 
den Bau einer Rheinbrücke zwischen Weil am 
Rhein und Hüningen ausgesprochen hat? 
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IX. 2. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Faller in den nächsten Jahren die bestehende Rhein- 

fährverbindung zwischen Weil am Rhein und 
Hüningen durch eine Rheinbrücke zu ersetzen? 

Bis wann sollen die sogenannten „Parkschei- 
ben", mit denen in zahlreichen Städten gute 
Erfahrungen gemacht wurden, auch in der 
Straßenverkehrsordnung verankert werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Fähre über die Stör bei Wewelsfleth im Zuge 
der zur Bundesstraße 431 aufgestuften Stras- 
senverbindung von Sankt Margarethen nach 
Elmshorn täglich von 24 Uhr bis 5 Uhr außer 
Betrieb ist? 

IX. 5. Abgeordneter Auf welcher Rechts- und Vertragsgrundlage 

Haase basiert die in Frage IX/4 genannte Fährver- 

(Kellinghusen) bindung? 

IX. 6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Vorausset- 

Haase zungen dafür zu schaffen, daß die in Frage IX/4 

(Kellinghusen) genannte Fährverbindung im Zuge der „Grü- 

nen Küstenstraße" ganztägig, in Betrieb ge- 
nommen wird? 

IX. 7. Abgeordneter Wann ist mit dem Bau der Ortsumgehungen 

Frehsee *) von Kirchohsen und Grohnde im Zuge der 

B 83 zu rechnen? 

IX. 8. Abgeordneter In welchem Umfange sind bei der Planung der 

Frehsee *) Ortsumgehungen von Kirchohsen und Grohn- 

de Einwände der Bevölkerung der beiden Orte 
sowie der örtlich zuständigen Behörden be- 
rücksichtigt worden? 

IX. 9. Abgeordneter Wie ist der Stand der Verhandlungen der 

Strohmayr europäischen Luftfahrtgesellschaften ein- 

schließlich der Deutschen Lufthansa wegen der 
seit Jahren geplanten engen Zusammenarbeit 
im Rahmen der „Air Union"? 

IX. 10. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß es auf 

Dr. Roesch der Bundesstraße 29 bei der Beinsteiner Höhe 

(Abzweigung nach Beinstein Kr. Waiblingen) 
fast täglich durch Auffahren zu schweren Un- 
fällen kommt, die durch Verbreiterung der 
Abzweigung größtenteils verhindert werden 
könnten, die notwendige Verbreiterung der 
B 29 jedoch mit dem Hinweis abgelehnt wird, 
daß in den nächsten Jahren die B 29 eine 
neue Trasse bekommt? 


*) Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt. 


IX. 4. Abgeordneter 

Haase 

(Kellinghusen) 


IX. 3. Abgeordneter 
Faller 
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IX. 11. Abgeordneter Wann erhält die Gemeinde Beutelsbach Kr. 
Dr. Roesch Waiblingen die längst geplante Straßenunter- 

führung am Bahnhof, wo sich zur Zeit jeden 
Morgen lange Autoschlangen anstauen und 
die Kraftfahrer oft über 20 Minuten warten 
müssen, obwohl der Kreis Waiblingen und die 
Gemeinde Beutelsbach bereit sind, sich an der 
Finanzierung der Unterführung zu beteiligen? 

IX. 12. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Börner Deutsche Bundesbahn in Nordhessen umfang- 

reiche Streckenstillegungen vornehmen will? 

Wie sind die in Frage IX/12 genannten Maß- 
nahmen mit den Erklärungen in Einklang zu 
bringen, die Mitglieder der Bundesregierung 
im vergangenen Herbst über die wirtschaft- 
liche und verkehrspolitische Entwicklung des 
Zonenrandgebietes abgegeben haben? 

IX. 14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Deutsche 
Börner Bundesbahn zu veranlassen, die in Frage IX/12 

genannten Streckenstillegungen zu unterlas- 
sen, um einer weiteren wirtschaftlichen Ver- 
ödung des Zonenrandgebietes entgegenzuwir- 
ken? 

IX. 15. Abgeordneter Ist es richtig, daß Studenten, die an einer 

Dr. Mommer Hochschule der Bundesrepublik studieren und 

deren Eltern in der Zone wohnen, seit dem 
1. Januar 1964 bei der Bundesbahn nicht mehr 
zwei Heimfahrten jährlich mit 50°/o Ermäßi- 
gung bekommen wie Studenten, deren Eltern 
diesseits der Zonengrenze wohnen? 

X. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung 

X. 1. Abgeordneter Wird die Bundesregierung veranlassen, daß 

Peiter die säumigen Stadt- und Landkreise, die noch 

keine einzige Wohnbeihilfe ausgezahlt ha- 
ben, aufgefordert werden, unverzüglich alles 
in die Wege zu leiten, damit noch vor Weih- 
nachten die Auszahlungen erfolgen? 

X. 2. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht der 

Drösdier Landesregierung Rheinland-Pfalz, daß eine Be- 

willigung zur Löschung von zugunsten des 
Preußischen Staates eingetragenen beschränkt 
persönlichen Dienstbarkeiten (50-jähriges 
Wohnungsbesetzungsrecht nur für „deutsch- 
stämmige“ Land- oder Forstarbeiter) trotz Ab- 
lösung des Darlehens aufgrund des Erlasses 
des ehemaligen Reichsarbeitsministers vom 
6. Juli 1940 nicht gegeben werden kann? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die DIN-Norm 18 230 „Baulicher Brandschutz 
im Industriebau“ Holz in einem nicht vertret- 
baren Umfange fast völlig beim Industriebau 
und gewerblichen Bau ausgeschlossen wird? 


X. 3. Abgeordneter 

Ertl 


IX. 13. Abgeordneter 

Börner 
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XI. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wissenschaftliche Forschung 

XI. 1. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bund ab 1965 seine Zu- 

Felder schüsse für wissenschaftliche Einrichtungen 

einschränken will, beispielsweise bei Klinik- 
bauten von 50 auf 30°/o? 

XI. 2. Abgeordneter Trifft es zu, daß 1965 neue Bauvorhaben für 

Felder wissenschaftliche Einrichtungen überhaupt 

nicht mehr gefördert werden sollen, da die 
bereits begonnenen und weiterzuführenden 
Bauvorhaben einen so großen Umfang ange- 
nommen haben, daß die im Bundeshaushalt 
vorgesehenen 300 Millionen DM nicht mehr 
ausreichen? 

XI. 3. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 

Felder die Finanzierung von staatlichen Klinikbauten 

in den Ländern noch schwieriger wird, wenn 
mit Bundesmitteln kaum noch gerechnet wer- 
den kann? 

XI. 4. Abgeordnete Trifft es zu, daß Frankreich und die Bundes- 

Frau Schanzenbach republik übereingekommen sind, am Ober- 
rhein ein gemeinsames deutsch-französisches 
Kernkraftwerk mit einer elektrischen Leistung 
von etwa 290 Megawatt zu bauen? 

XI. 5. Abgeordnete Ist mit der Regierung der Französischen Re- 
Frau Schanzenbach publik bereits eine Einigung darüber erzielt 
worden, wo das in Frage XI/4 genannte Kern- 
kraftwerk errichtet wird, also auf badischer 
oder elsässischer Seite? 

XI. 6. Abgeordneter Wieviel neue Studienplätze an Hochschulen 

Dr. Dichgans *) müssen geschaffen werden, wenn sich die 

Studienzeit für Tierärzte, Ärzte und Apotheker 
um je ein Semester verlängert? 

XI. 7. Abgeordneter Welche einmaligen Kosten verursacht die Ein- 
Dr. Dichgans *) richtung eines neuen Studienplatzes an einer 
neuen Universität? 

XI. 8. Abgeordneter Welche laufenden Kosten verursacht die Be- 
Dr. Dichgans *) treuung eines neuen Studienplatzes im Jahr? 


XII. Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 

XII. 1. Abgeordneter Welche Fortschritte haben sich hinsichtlich der 
Dr. Kliesing Reprivatisierung Altenraths seit der Frage- 

(Honnef) stunde vom 13. Dezember 1963 ergeben, in 

welcher der Bundesschatzminister eine rasche 
Reprivatisierung in Aussicht stellte? 

*) Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt . 
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XII. 2. Abgeordneter 

Hörmann 

(Freiburg) 


Zu welchen Ergebnissen haben die Prüfungen 
geführt, die Staatssekretär Qualen in der 
Fragestunde der 73. Sitzung (Fragen XI/1 und 
XI/2 in Drucksache IV/1193) wegen der frühe- 
ren Kreispflegeanstalt in Freiburg in Aussicht 
gestellt hat, namentlich im Hinblick auf finan- 
zielle Zuschüsse für einen Neubau einer Kreis- 
pflegeanstalt und wegen der Verhandlungen 
mit dem Land Baden-Württemberg über eine 
teilweise Freigabe der alten Anstalt? 


XII. 3. Abgeordneter Welche Gründe waren dafür maßgebend, das 

Dr. Aschoff in unmittelbarer Nähe des Bundeshauses ge- 

legene und im Eigentum des Bundes stehende 
Haus Drachenfelsstraße 9 nach Aufgabe durch 
die Norwegische Botschaft nicht dem Bundes- 
tag zur Schaffung weiterer dringend benötig- 
ter Arbeitsräume zur Verfügung zu stellen, 
sondern anderweitig als Büroraum zu ver- 
mieten? 


XIII. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 


XIII. 1 . Abgeordneter 
Fritsch 


XIII. 2. Abgeordneter 
Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


XIII. 3. Abgeordneter 

Dr. Sdimidt 
(Wuppertal) 

XIII. 4, Abgeordneter 
Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Fest- 
stellungen des Professors Dr. Schenk auf der 2. 
Internationalen Ärztekonferenz über Patholo- 
gie der Gefangenschaft in Köln, daß ehemalige 
Kriegsgefangene etwa 12 Jahre früher sterben 
als Durchschnittsbürger, denen ein Leben in 
extremen Verhältnissen erspart geblieben ist? 

Haben sich im Bundesgebiet Haarsprayexplo- 
sionen mit schweren Unfallfolgen und Sach- 
schäden, ähnlich wie in Wuppertal am 3. De- 
zember 1964 (vgl. Meldung des Generalan- 
zeigers der Stadt Wuppertal vom 4. Dezem- 
ber 1964, Seite 3), auch sonstwo ereignet? 

Welche Maßnahmen können gegebenenfalls 
getroffen werden, um Explosionen von Haar- 
spray unmöglich zu machen? 

Welche praktischen Schlußfolgerungen sind 
von Regierung und Verwaltung im letzten 
Jahr aus den Erkenntnissen und Erfahrungen 
der Deutschen Hauptstelle gegen die Suchtge- 
fahren gezogen worden? 


Bonn, den 11. Dezember 1964 
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